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ZfP Bad Schussenried: Kritik an
unhaltbaren Zuständen und

Überbelegung
Die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter kritisiert die
Zustände im ZfP Bad Schussenried – Überbelegung und

Missstände im Fokus.

Im Zentrum für Psychiatrie (ZfP) in Bad Schussenried, Teil des
Landkreises Biberach, herrscht offenbar eine alarmierende
Situation. Ein aktueller Bericht der „Nationalen Stelle zur
Verhütung von Folter“, einer unabhängigen Institution zur
Prävention von Folter und Misshandlung, beschreibt unhaltbare
Zustände, die dringende Aufmerksamkeit erfordern. Diese Kritik
wirft ein Schlaglicht auf die Herausforderungen im deutschen
Gesundheitssystem, insbesondere in der Behandlung von
psychisch erkrankten Straftätern.

Bei einem Kontrollbesuch wurde festgestellt, dass das
Einschlusszimmer für gewaltbereite, psychisch erkrankte
Patienten derart überbelegt war, dass es den Verantwortlichen
als untragbar erschien. Laut den Berichten waren in diesem
Raum, dessen Toiletten lediglich durch einen Sichtschutz-
Vorhang abgetrennt sind, drei Personen untergebracht. Solche
Zustände sind nicht nur aus hygienischer Sicht bedenklich,
sondern werfen auch Fragen zur Menschenwürdigkeit und
Sicherheit des Personals sowie der Patienten auf.

Aktuelle Maßnahmen und
Herausforderungen

Der stellvertretende Geschäftsführer des ZfP, Gerhard Längle,



äußerte sich zur Kritik und erklärte, dass die Überbelegung auf
einen temporären Umbaustatus zurückzuführen sei. Zwar sei der
Missstand kurz nach dem Kontrollbesuch behoben worden,
jedoch bleibt die grundsätzliche Problematik bestehen. Die Zahl
der Patienten im Strafregelvollzug steigt, während gleichzeitig
die verfügbaren Plätze unzureichend sind. Diese Diskrepanz
könnte potenziell zu wiederholten Problemen führen, wenn nicht
zeitnah Lösungen gefunden werden.

Die „Nationale Stelle zur Verhütung von Folter“ hat den Auftrag,
die Bedingungen in Einrichtungen wie dem ZfP zu überwachen
und Missstände zu dokumentieren. Diese Institution vereint die
Bundesstelle sowie die Länderkommission und arbeitet im
Rahmen eines internationalen Anti-Folter-Übereinkommens der
Vereinten Nationen. Ihre Finanzierung erfolgt zu einem Drittel
durch den Bund und zu zwei Dritteln anteilig von den
Bundesländern.

Die Berichte über die Zustände in Bad Schussenried sind nicht
nur ein lokales Problem; sie spiegeln breitere
Herausforderungen innerhalb der psychiatrischen und
strafrechtlichen Versorgungslandschaft in Deutschland wider.
Vor dem Hintergrund steigender Fallzahlen und sinkender
Ressourcen dürfte es für die Verantwortlichen unerlässlich sein,
eine nachhaltige Lösung zu finden, um die psychische
Gesundheit und Sicherheit aller Beteiligten zu gewährleisten.

Details
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